Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/lOOl 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Oktober 1966 

II/3 — 81407 — 5770/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen sowie über 
die Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
(Neuntes Rentenanpassungsgesetz — 9. RAG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 299. Sitzung am 14. Oktober 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Neunten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Neuntes Rentenanpassungsgesetz — 9. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1966 die 
Versicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen, die im Jahre 1965 oder früher ein- 
getreten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1967 
an nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes I ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 und 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Jahre 1966 erhöhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach den 
§§ 27, 28 des Sozialversicherungs-Angleichungsge- 
setzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402). 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der Reichs- 
versicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestellten- 
versicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichs- 
knappschaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzu- 
passen, daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach 
Anwendung der Kürzungs- und Ruhensvorschriften 
ergeben würde, wenn die Rente ohne Änderung der 
übrigen Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1966 und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses 


Jahr berechnet werden würde; Abweichungen in- 
folge Abrundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 
des Reichsknappschaftsgesetzes gilt nicht in den 
Fällen, in denen die §§ 1278, 1279 der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes angewendet worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen 
§ 1268 Abs. 2 Satz 2 der Reichsversicherungsord- 
nug, § 45 Abs. 2 Satz 2 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 zweiter 
Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes angewendet worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach Ar- 
tikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 

§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §^§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach 
Anwendung der Ruhensvorschriften ergeben würde, 
wenn die Rente erneut umgestellt und dabei 
vor Anwendung der Ruhensvorschriften der 
ungekürzte Rentenbetrag ohne Kinderzuschuß 
für jedes Kind und ohne Steigerungsbeträge aus 
Beiträgen der Höherversicherung mit 1,8353 ver- 
vielfältigt und der Kinderzuschuß für jedes Kind 
nach der allgemeinen Bemessungsgrundlage für 
das Jahr 1966 berechnet werden würde; Abweichun- 
gen infolge Abrundungen sind zulässig. § 2 Abs. 1 
Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle 
der in diesen Vorschriften genannten Werte die 
nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 
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Bei einer 

Versicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

975,00 

585,00 

49 

955,50 

573,30 

48 

936,00 

561,60 

47 

916,50 

549,90 

46 

897,00 

538,20 

45 

877,50 

526,50 

44 

858,00 

514,80 

43 

838,50 

503,10 

42 

819,00 

491,40 

41 

799,50 

479,70 

40 und weniger 

780,00 

468,00 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversichcrungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Verord- 
nung an die Stelle des Betrages von 7650,00 Deut- 
sche Mark der Betrag von 13 260,00 Deutsche Mark, 
in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des Be- 
trages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
315,20 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 865,80 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung 
an die Stelle des Betrages von 4281,00 Deutsche 
Mark der Betrag von 7857,00 Deutsche Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungsbetrag 
mit 1,08 und der Leistungszuschlag der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und der nach § 75 Abs. 1 
Satz 2 des Reichsknappschaftsgesetzes zu belassende 
Betrag mit 1,0667 vervielfältigt und der Kinderzu- 
schuß für jedes Kind nach der allgemeinen Bemes- 
mungsgrundlage des Jahres 1966 berechnet werden 
würde; Abweichungen infolge Abrundungen sind 
zulässig. Die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung bleiben unberührt. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen und auf die die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes anzuwenden sind, sind so anzupas- 
sen, daß sie mindestens den Betrag erreichen, der 
sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten 
mit Leistungen oder Leistungsanteilen aus 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 


b) bei den übrigen Renten aus Versicherungs- 
fällen vor dem 1. Januar 1957, wenn sie 
nach § 3 

angepaßt werden würden. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Januar 1967 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind, vermindert um die Steige- 
rungsbeträge aus Beiträgen der Höherversicherung. 
In der knappschaftlichen Rentenversicherung ver- 
mindert sich der Rentenzahlbetrag außerdem um den 
Leistungszuschlag und den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 
des Reichsknappschaftsgesetzes zu belassenden Be- 
trag. Ergibt sich bei erneuter Prüfung, daß die Rente 
unrichtig festgestellt, umgestellt oder nach Maßgabe 
des Ersten bis Achten Rentenanpassungsgesetzes an- 
gepaßt worden ist, so tritt an die Stelle des Renten- 
zahlbetrages im Sinne von Satz 1 der Betrag, der 
sich nach erneuter Anwendung der Vorschriften 
über die Feststellung, Umstellung und Anpassung 
als Rentenzahlbetrag für Januar 1967 ergeben 
würde. 

(2) Bei Renten, auf die § 6 Abs. 1 des Achten 
Rentenanpassungsgesetzes vom 22. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 2114) anzuwenden war, ist An- 
passungsbetrag der Betrag, der sich nach Anwen- 
dung des § 4 Abs. 1 erster Halbsatz des Achten 
Rentenanpassungsgesetzes ergibt. An die Stelle des 
Rentenzahlbetrages für Januar 1966 tritt der Renten- 
zahlbetrag für Januar 1967. Absatz 1 Satz 3 findet 
Anwendung. 

(3) In den Fällen, in denen für Januar 1967 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1966 ändert, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1967 zu zahlen 
gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 

Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 

lungsgesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zugrun- 
delegung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwendung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
den §§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes 
sechs Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel 
und bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für 
den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 
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(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß j 
und ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebe- j 
nenrenten aus Versicherungsfällen nach dem 31. De- j 
zember 1956, die mit einer Rente aus der gesetz- j 
liehen Unfallversicherung Zusammentreffen und nach 

§ 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die in den 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, 

§§ 55, 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
oder die in den §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsge- 
setzes genannten Grenzbeträge, die bei einer Be- 
rechnung der Renten nach § 2 zu berücksichtigen 
sind, nicht überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten 
aus Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, 
wenn Leistungen oder Leistungsanteile aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zu gewähren 
sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die 
in den §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsord- 
nung oder die in den §§ 55, 56 des Angestelltenver- 
sichcrungsgesetzes genannten Grenzbeträge, die bei 
der Berechnung der Rente nach § 3 zu berücksich- 
tigen sind, nicht überschreiten. 

§ 7 I 

I 

(1) Leistungen nach § 27 des Sozialversicherungs- j 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- i 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich j 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 1 
des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520) und der Vorschriften dieses 
Gesetzes unter Zugrundelegung der bisherigen Ver- 
sicherungszeiten ergeben würde. 

(2) Leistungen nach § 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei einer den § 28 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
berücksichtigenden Anwendung der §§ 4 bis 6 dieses 
Gesetzes auf die nach den Grundsätzen des saar- 
ländischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 520) errechnete Vergleichsleistung er- 
geben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, und zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur Ein- 
führung des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 des Ge- 
setzes Nr. 590 zur Einführung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 
Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einführung 
des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- I 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im j 
Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- : 
landes S. 1099) gewährt werden. ! 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den 
Kalenderjahren 1964 und 1965 die vom Jahres- 
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen für Un- 
fälle, die im Jahre 1964 oder früher eingetreten sind, 
für Bezugszeiten vom 1. Januar 1967 an nach Maß- 
gabe der §§10 und 11 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach einem 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
Abs. 2 des Achten Rentenanpassungsgesetzes 
gewährt werden. 

(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 des Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) und in 
den Fällen der §§ 573, 577 der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des Gesetzes zur Neurege- 
lung des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung 
vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 241) gilt als 
Unfalljahr das Jahr, für das der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgesetzt worden ist. 


§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an- 
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,09 vervielfältigten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 
nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402) zu gewährenden Geldleistungen gilt als Jah- 
resarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine Kür- 
zung nach § 9 des saarländischen Gesetzes Nr. 345 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 
1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der Geld- 
leistung zugrunde liegt. 

(2) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers zah- 
lenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der Weise 
angepaßt, daß sie auf Grund des am 1. Januar 1965 
maßgeblichen Betrages berechnet werden. 
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§ 11 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf 
den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
der höhere Betrag. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 
und Schlußvorschriften 

§ 12 

(1) Renten aus den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten, die nach den §§ 2 und 3 
anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder Lei- 
stungsanteilen aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung und Renten nach Artikel 2 § 42 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes, die mit einer Rente aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen, dür- 
fen nach Anwendung der §§ 1278, 1279 der Reichs- 
versicherungsordnung, §§ 55, 56 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und §§ 75, 76 des Reidis- 
knappschaftsgesetzes zusammen mit der Rente aus 
der Unfallversicherung den Betrag nicht unterschrei- 
ten, der als Summe beider Renten für Dezember 1963 
gezahlt worden ist; Kinderzuschüsse und Kinderzu- 
lagen bleiben unberücksichtigt. Satz 1 gilt auch in 
den Fällen des § 1282 Abs. 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 59 Abs. 1 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und § 79 Abs. 1 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes. Ergibt in den übrigen Fällen die 
Anpassung nach dem Ersten Abschnitt keinen höhe- 
ren als den bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser wei- 
terzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder hätte 
festgestellt werden müssen, höher, als sie bei der 
Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt sein würde, 
so ist dem Berechtigten die höhere Leistung zu ge- 
währen. 

§ 13 

(1) Soweit bei der Kriegsschadenrente und den 
Beihilfen zum Lebensunterhalt nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz, den Beihilfen zum Lebensunterhalt 
nach dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 


und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin, den 
Leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz, 
dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz für Ju- 
gendwohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und Lastenzu- 
schüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 177) und den Bundesbeihilfen zum 
Ausgleich von Härten im Rahmen der betrieblichen 
Altersfürsorge nach den Richtlinien vom 17. Oktober 
1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für die Monate Januar bis ein- 
schließlich Mai 1967 auf Grund der Vorschriften die- 
ses Gesetzes zu leisten sind, für den genannten Zeit- 
raum bei den Ermittlungen des Einkommens unbe- 
rücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 
genannten Zeitraum sind ferner bei der Gewährung 
von Übergangsgeld während der Durchführung von 
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit durch einen Ren- 
tenversicherungsträger und bei der Gewährung von 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, der 
Arbeitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Land- 
wirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz und das La- 
stenausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 14 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1967 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 31. Dezember 1967 zulässig. 

(3) Die §§ 627 und 1300 der Reichs Versicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der knappschaftlichen Renten- 
versicherung bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz 
anzupassen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage 
für Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 1966 
beträgt nach der Rechtsverordnung vom 20. Dezem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2130) in den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
7857 Deutsche Mark gegenüber 7275 Deutsche Mark 
für Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 1965 
und in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
7939 Deutsche Mark gegenüber 7352 Deutsche Mark 
im Jahre 1965. 

Hinsichtlich der Durchführung der Anpassung in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen schreitet der Ent- 
wurf auf dem mit den voraufgegangenen Renten- 
anpassungsgesetzen eingeschlagenen Wege fort. Es 
wird das Ergebnis bestimmt, das durch die Anpas- 
sung erreicht werden soll, wobei die verwaltungs- 
technische Durchführung den Versicherungsträgern 
überlassen bleibt. Dies gilt jetzt auch für die Renten 
mit Besitzstandswahrung (vgl. § 4), für die bisher 
ein bestimmtes Anpassungsverfahren zwingend vor- 
geschrieben war. In noch größerem Umfange als 
bisher werden daher die Renten mit Hilfe elektro- 
nischer Rechengeräte umgerechnet werden können, 
ohne daß eine Einschaltung der Versicherungsträger 
erforderlich sein wird. 

Nach § 579 RVO sind in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung die vom Jahresarbeitsverdienst abhängi- 
gen Geldleistungen bei Veränderungen der durch- 
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme durch 
Gesetz anzupassen. Die Rentenanpassung nadi dem 
8. Rentenanpassungsgesetz, die zum 1. Januar 1966 
erfolgt ist, hat die Jahresarbeitsverdienste dem 
Stand der Entwicklung am 1. Januar 1964 angepaßt. 
Der vorliegende Entwurf berücksichtigt die Entwick- 
lung der durchschnittlichen Bruttolohn- und- gehalts- 
summe von 1964 auf 1965 unter Berücksichtigung des 
§ 579 Abs. 2 RVO. 

In den gesetzlichen Rentenversicherungen führt die 
Rentenanpassung zu einer Erhöhung von 8 v. H., in 
der gesetzlichen Unfallversicherung zu einer solchen 
von 9 V. H. Diese verhältnismäßig hohen Vomhun- 
dertsätze sind durch den vom Gesetz gewollten 
Abstand zwischen der Lohnentwicklung und der Ent- 
wicklung der Renten bedingt. Dieser Abstand hat 
zur Folge, daß sich die Rentenhöhe nach der Lohn- 
entwicklung vergangener Jahre richtet. Daß die 
Löhne im Jahre 1967 voraussichtlich nicht im Aus- i 
maße der Rentenanpassung steigen werden, bedeu- I 
tet mithin nicht, daß die Renten den Löhnen voraus- 
eilen; es wird vielmehr den Rentnern nachträglich 


eine Teilnahme an einer in der Vergangenheit lie- 
genden wirtschaftlichen Entwicklung ermöglicht, die 

ihnen bisher versagt gewesen ist. 

B. Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die Renten, die entsprechend der Ziel- 
setzung des Entwurfs anzupassen sind. 

Die Renten aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Bei den nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder 
Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG im Jahre 1966 auf 
15/13 erhöhten Renten sind die Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage zwischen 1965 
und 1966 nicht berücksichtigt worden; diese Renten 
sind infolgedessen anzupassen. Die Knappschafts- 
ausgloichsleistung und die Leistung des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar sind lohnbe- 
zogen, so daß sie ebenfalls anzupassen sind. 
Nach Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der 
Anpassung ausgenommen. Es handelt sich hierbei 
um eine nicht lohnbezogene Leistung, die lediglich 
im Wege der Besitzstandswahrung weiter gewährt 
wird. 

Zu § 2 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten die Renten ange- 
sprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind. In den knappschaft- 
lichen Rentenversicherung werden sämtliche Ren- 
ten mit Ausnahme eines Teils der Besitzstandsrenten 
erfaßt, weil hier auch die nach den Vorschriften des 
alten Rechts berechneten Renten im Wege der Neu- 
berechnung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Beredinungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1966 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würden. Das Verfahren bleibt dem Versiche- 
rungsträger überlassen. In den Fällen, in denen Ren- 
ten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen mit 
Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zu- 
sammentreffen, sind die Ruhensvorschriften zu be- 
achten. Damit wird auch beim 9. Rentenanpassungs- 
gesetz der Grundsatz gewahrt, daß Renten aus der 
Rentenversicherung und Renten aus der Unfallver- 
sicherung den in § 1278 RVO {§ 55 AVG, § 75 RKG) 
festgesetzten Höchstbetrag nicht überschreiten dür- 
fen. Rentenbestand und Rentenzugang werden damit 
gleichbehandelt. 
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Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten handelt 
es sich um Renten, die nach neuem Recht berechnet 
worden sind, deren Betrag jedoch aus Gründen des 
Besitzstandsschutzes erhöht worden ist. Deswegen 
ist für diese Renten nur eine Anpassung nach § 4 
vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. Das in Absatz 1 vorge- 
sehene Anpassungsverfahren ist gegenüber dem 
Verfahren nach § 2 auf die Besonderheiten der um- 
gestellten Renten zugeschnitten. Auch hier wird die 
Rente, ausgehend von den Ausgangswerten, neu be- 
rechnet. Es sind daher auch die Ruhensvorschriften 
aus den bereits zu § 2 dargelegten Gründen zu be- 
achten. 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten anzu- 
wenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch die auf der Grundlage der Bei- 
tragsbemessungsgrenze von 1966 errechneten Werte 
ersetzt worden. Damit wird einerseits erreicht, daß 
die Berechtigten, deren Renten wegen Erreichens 
bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen begrenzt 
worden sind, im Rahmen der neuen Beitragsbemes- 
sungsgrenze in den vollen Genuß der Rentenanpas- 
sung gelangen, andererseits wird sichergestellt, daß 
durch die Anpassung die Höchstgrenzen nicht über- 
schritten werden können und sich diese Rentner 
besser stellen als Rentner aus Versicherungsfällen 
des Jahres 1966. 

Zu §4 

übrige Renten im Sinne von Absatz 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG (Ar- 
tikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 1 1 KnVNG und Artikel 2 § 25 KnVNG. 
Zu den übrigen Renten gehören weiter die Renten, 
die nach Art. 6 §§ 7, 17 Abs. 1 Satz 3 FANG 
und nach § 15 der Verordnung nach § 1256 Abs. 3 
RVO gezahlt werden sowie die Renten, auf die 
§ 1268 Abs. 2 Satz 2 RVO, § 45 Abs. 2 Satz 2 AVG 
und § 69 Abs. 2 Satz 2 RKG angewandt worden ist. 

In den bisherigen Rentenanpassungsgesetzen war 
genau vorgeschrieben, wie die Anpassung durchzu- 
führen war. Der Entwurf sieht demgegenüber vor, 
daß jetzt auch hier, wie bei den Renten, die nach den 
§§ 2 und 3 anzupassen sind, den Versicherungs- 
trägern nur das Ergebnis vorgeschrieben wird, das 
durch die Anpassung erreicht werden soll; es ent- 
spricht — von geringfügigen Abweichungen infolge 
von Abrundungen abgesehen — dem Betrag, der 
sich bei Anwendung des bisherigen Verfahrens er- 


geben würde. Die neue Regelung geht auf Anregun- 
gen der Versicherungsträger zurück. Sie ermöglicht 
eine wesentliche Vereinfachung und Vereinheit- 
lichung des Anpassungsverfahrens. 

Die Beitragsbemessungsgrenze in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung hat sich von 18 000 DM 
im Jahre 1965 auf 19 200 DM im Jahre 1966 erhöht. 
Die Erhöhung beträgt somit 6,667 v. H. Demgemäß 
sind die in Absatz 1 Satz 1 angesprochenen knapp- 
schaftlichen Sonderleistungen entsprechend zu er- 
höhen. Durch die für den Kinderzuschuß vorge- 
sehene Regelung wird ebenso wie in den voraufge- 
gangenen Rentenanpassungsgesetzen erreicht, daß 
die Kinderzuschüsse für alle Renten einheitlich nach 
neuem Recht bemessen werden. 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch bei Renten, die nach 
Absatz 1 angepaßt werden und auf die wegen Zu- 
sammentreffens mit einer ünfallrente die Höchst- 
grenzen der Ruhensvorschriften Anwendung finden, 
die Grenzbeträge immer voll ausgeschöpft werden. 

Zu § 5 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten. Dieser Anpassungs- 
betrag wird in der Weise ermittelt, daß vom Renten- 
zahlbetrag die von der Anpassung ausgeschlossenen 
Rententeile abgezogen werden. Es sind das die Stei- 
gerungsbeträge aus Beiträgen der Höherversiche- 
rung und die Leistungsteile nach § 1260 b RVO 
(§ 37 b AVG, § 58 b RKG) und nach Artikel 2 § 34 a 
ArVNG (Artikel 2 § 33 a AnVNG). Im Gegensatz zu 
den bisherigen Rentenanpassungsgesetzen ist der 
Sonderzuschuß nicht von der Anpassung ausge- 
schlossen. Im Zuge der durch die vorgeschlagene 
Fassung des § 4 Abs. 1 ermöglichten Vereinheit- 
lichung des Verfahrens hat sich das Problem des 
Sonderzuschusses erneut gestellt. Durch die Einbe- 
ziehung des Sonderzuschusses werden die mit der 
Anpassung von Vergleichsrenten verbundenen 
Schwierigkeiten für die Zukunft ausgeräumt. Außer- 
dem wird auf den Lochkarten der Rentenrechnungs- 
stellen Raum für weitere Daten frei, so daß bei einer 
nicht unbedeutenden Zahl weiterer Renten die Mög- 
lichkeit einer Anpassung mittels Elektronenrechner 
eröffnet wird. Bei Berücksichtigung aller ümstände 
erscheint es angebracht, den Übergang zu einem 
neuen Anpassungsverfahren mit einer Anpassung 
der Sonderzuschüsse zu verbinden. 

Durch Absatz 1 Satz 3 soll eine weitere Gleich- 
stellung zwischen den nach den §§ 2 und 3 und den 
nach § 4 anzupassenden Renten herbeigeführt wer- 
den. Nach der Rechtsprechung des Bundessozial- 
gerichts (ürteil vom 15.2. 1966 — 11 RA 289/65 — ) 
kann, wenn ein früherer Bescheid Berechnungsfehler 
enthielt, in den Fällen der §§ 2 und 3, für die das 
Gesetz im Prinzip eine Neuberechnung vorschreibt, 
der Versicherungsträger seit dem 4. Rentenanpas- 
sungsgesetz Rentenanpassungen solange aussetzen, 
bis die richtig berechnete und angepaßte Rente den 
bisherigen Rentenzahlbetrag überschreitet; er muß 
in jedem Falle den bisherigen Rentenzahlbetrag wei- 
tergewähren. An die Feststellung der Leistungsvor- 
aussetzungen — z. B. Berufsunfähigkeit, Erwerbs- 
unfähigkeit und Erfüllung der Wartezeit — bleibt 
der Versicherungsträger gebunden. Demgegenüber 
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war er nach der Rechtsprechung des Bundessozial- 
gerichts durch den Wortlaut der bisherigen §§ 4 
und 5 gehindert, von einem fälschlich zu hoch fest- 
gestellten Rentenzahlbetrag abzuweichen. 

Diese unterschiedliche Behandlung erscheint unbe- 
friedigend; sie soll durch Absatz 1 Satz 3 beseitigt 
werden. Absatz 2 enthält die Bestimmung des An- 
passungsbetrages für Renten, die an der bisherigen 
Rentenanpassung teilgenommen haben und wegen 
Erreichens oder Überschreitens der Höchstgrenzen 
begrenzt worden sind. Der Anpassungsbetrag muß 
in diesen Fällen besonders bestimmt werden, weil 
sich die Beitragsbemessungsgrenze und damit die 
Höchstgrenzen in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten von 1965 auf 1966 
in stärkerem Umfang erhöht hat als die allgemeine 
Bemessungsgrundlage für den gleichen Zeitraum. 
Durch die vorgesehene Regelung wird erreicht, daß 
auch diese Renten bis zur Höhe der Beitragsbe- 
messungsgrenze und damit in einem größeren Um- 
fang als die nicht den Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten unterliegenden Renten angepaßt werden kön- 
nen. 

Durch Absatz 3 werden sowohl die Fälle erfaßt, in 
denen für Januar 1967 zwar ein Anspruch auf Rente 
besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt aber noch 
nicht gezahlt worden ist, als auch die Fälle, in denen 
sich im Laufe des Jahres 1967 eine Änderung der 
Rentenhöhe ergibt. 

Zu § 6 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens oder Überschreitens der 
Höchstgrenzen begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchstbe- 
grenzung gelangen können; andererseits wird ver- 
mieden, daß der neue Rentenzahlbetrag die Höchst- 
grenze überschreitet und sich damit diese Rentner 
besser stellen würden als Rentner aus Versiche- 
rungsfällen des Jahres 1966. 

Absatz 2 gewährleistet, daß die nach § 4 anzupas- 
senden Renten der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung die für neu zugehende Renten vorgesehene 
Höchstbegrenzung durch die Anpassung nicht über- 
steigen. 

Absätze 3 und 4 stellen sicher, daß Renten der 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten sowie der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, die mit einer Rente aus der Unfallver- 
sicherung Zusammentreffen und die nach § 4 ange- 
paßt werden, die in den §§ 1278, 1279 RVO 
(§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten Grenz- 
beträge, die bei einer Berechnung der Rente nach 
§§ 2 und 3 zu berücksichtigen wären, nicht über- 
schreiten. 

Zu §7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(BGBl. I S. 402) weitergezahlt werden. Der An- 
passung unterliegt in diesen Fällen die der Berech- 


nung der Leistung nach §§ 27, 28 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar zugrunde lie- 
gende Vergleichsberechnung. Vergleichsleistung ist 
der Betrag, der sich ergibt, wenn die bis zur Ver- 
kündung des Sozialversicherungs-Angleichungsge- 
setzes Saar außerhalb des Bundesgebietes zurück- 
gelegten Versicherungszeiten wie im Saarland zu- 
rückgelegte Versicherungszeiten behandelt werden. 


Zweiter Abschnitt 

Zu § 9 

Absatz 1 

Entsprechend der Vorschrift des § 579 Abs. 2 RVO 
bestimmt § 9, daß die Anpassung nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften für die Unfälle erfolgt, 
die vor dem 1. Januar 1965 eingetreten sind. Ein 
späterer Zeitpunkt kommt nicht in Frage, da die 
vom 1. Januar 1965 an eingetretenen Arbeitsunfälle 
nach einem Jahresarbeitsverdienst entschädigt wer- 
den, der sich von dem aktuellen Lohn- und Gehalts- 
niveau noch nicht wesentlich entfernt hat. Eine Ver- 
änderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme zwischen den Kalenderjahren 1965 
und 1966 läßt sich im übrigen auch vor Ablauf des 
Jahres 1966 noch nicht feststellen, da erst dann das 
Statistische Bundesamt Zahlenmaterial über die Ver- 
hältnisse von 1966 zu liefern in der Lage ist. 

Absatz 2 

Die Anpassung der in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung nach einem durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienst berechneten Geldleistungen er- 
folgt nicht im Rahmen der Anpassung nach § 579 
RVO. Diese Geldleistungen folgen nach § 789 RVO 
den Änderungen der durchschnittlichen Jahresar- 
beitsverdienste in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung automatisch. Eine Neufestsetzung die- 
ser Jahresarbeitsverdienste ist zum 1. Januar 1965 
erfolgt. 

Geldleistungen, die ihrer Höhe nach teilweise des- 
halb zu gewähren sind, weil nach den in Absatz 2 
bezeichneten besonderen gesetzlichen Vorschrif- 
ten ein Besitzstand garantiert wird, sollen nur mit 
dem Anteil angepaßt werden, der sich aus den 
allgemeinen Vorschriften ergibt. Der Anteil der 
Geldleistungen, der lediglich dazu bestimmt ist, den 
früher einmal erreichten Besitzstand zu erhalten, 
soll dagegen von der Anpassung ausgenommen 
sein. Auf diese Weise werden im Laufe der Zeit die 
den Besitzstand wahrenden Teile der Leistungen 
in dem nach allgemeinen Vorschriften zu zahlenden 
Teil der Leistungen aufgehen. 

Absatz 3 

Wie bei der Anpassung nach dem 7. und 8. RAG 
sollen die Geldleistungen, die auf Grund von § 27 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
vom 15. Juni 1963 von einem Träger der Unfall- 
versicherung zu gewähren sind, umgestellt werden. 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1001 


Absatz 4 

Absatz 4 trägt den Fällen Rechnung, in denen für 
Unfälle von Personen, die zur Zeit des Unfalles noch 
in Berufs- oder Schulausbildung standen oder die 
ein bestimmtes Lebensalter noch nicht erreicht hat- 
ten, auch nach der erstmaligen Feststellung des 
Jahresarbeitsverdienstes eine neue Feststellung des 
Jahresarbeitsverdienstes erfolgt ist, wobei das Un- 
falljahr und das Jahr der Festsetzung des jetzt 
gültigen Jahresarbeitsverdienstes nicht zusammen- 
fallen. Diese Regelung führt dazu, daß bei einem 
Jahresarbeitsverdienst für einen Unfall, der vor 
dem 1. Januar 1965 eingetreten ist, eine Anpassung 
dann unterbleibt, wenn der Jahresarbeitsverdienst 
nach dem 1. Januar 1965 auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften neu festgesetzt worden ist. Soweit es 
sich um Jahresarbeitsverdienste handelt, die nach 
billigem Ermessen festgesetzt worden sind, muß 
Entsprechendes gelten, wenn diese Jahresarbeits- 
verdienste nicht auf das Jahr vor dem Unfall ab- 
gestellt sind. Die von Absatz 4 erfaßten Tatbestände 
ergeben sich aus §§ 565, 566 RVO in der Fassung 
des 6. Gesetzes über Änderungen in der Unfallver- 
sicherung, soweit der Unfall sich vor dem 1. Juli 
1963 ereignet hat. Die entsprechenden Regelungen 
der §§ 573, 577 RVO in der Fassung des Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes gelten für die 
in diesem Gesetzentwurf in Frage kommenden Un- 
fälle, die nach dem 30. Juni 1963 eingetreten sind. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Das Statistische Bundesamt hat die Veränderung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe zwischen den Kalenderjahren 1964 und 1965 
mit 9 V. H. bekanntgegeben. Danach ergibt sich ein 
Anpassungsfaktor von 1,09. Satz 2 stellt sicher, daß 
mit der Geldleistung, die der ausländische Versiche- 
rungsträger in den Fällen des § 27 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar zahlt, die 
volle angepaßte Geldleistung erzielt wird. 

Bei den Anpassungen nach dem 7. und 8. RAG sind 
die Geldleistungen, denen ein nach dem Ortslohn 
berechneter Jahresarbeitsverdienst zugrunde gelegt 
war, in der Weise angepaßt worden, daß die nadi 
dem Ortslohn bestimmten Jahresarbeitsverdienste 
wie echte Jahresarbeitsverdienste mit dem nach 
Maßgabe des § 579 RVO bestimmten Faktor umge- 
stellt worden sind. In gleicher Weise sollen nunmehr 
auch die auf dem Ortslohn beruhenden Jahresar- 
beitsverdienste der Unfälle aus dem Jahre 1964 
umgestellt werden. Nachdem auf Grund des Arti- 
kels IV § 1 des 6. RAG die Ortslöhne mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1964 an neu festgesetzt wor- 
den sind, können die entsprechenden Jahresarbeits- 
verdienste ohne Ausnahme mit dem für die echten 
Jahresarbeitsverdienste maßgebenden Faktor an der 
Anpassung teilnehmen. 

Absatz 2 

Mit der Regelung des Absatzes 2 wird sicherge- 
stellt, daß Jahresarbeitsverdienste oder Teile von 
Jahresarbeitsverdiensten, die in der Satzung des 
Versicherungsträgers zahlenmäßig bestimmt sind. 


I bei der Anpassung den eingetretenen Satzungsän- 
derungen folgen. Es handelt sich insbesondere um 
die Jahresarbeitsverdienste von Unternehmern und 
deren Ehegatten, aber u. U. auch um die Jahresar- 
beitsverdienste von Personen, die nicht im Unter- 
nehmen beschäftigt waren, aber einen Unfall erlitten 
haben, als sie die Betriebsstätte besuchten oder auf 
ihr verkehrten (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 RVO a. F., 
§ 544 Nr. 1 RVO in der Fassung des UVNG), oder 
solcher Personen, die als Organmitglieder eines 
Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung einen 
Unfall erlitten haben {§ 540 Abs. 1 Nr. 2 RVO a. F., 
§ 544 Nr. 2 RVO in der Fassung des UVNG). 

Soweit die Jahresarbeitsverdienste nicht zahlen- 
mäßig in der Satzung festgelegt sind, die Satzung 
vielmehr es dem Versicherten überläßt, im Einver- 
ständnis mit dem Versicherungsträger die Höhe des 
Jahresarbeitsverdienstes zu bestimmen, folgt die 
Anpassung dem Absatz 1. 

Zu § 11 

Die Höchstbegrenzung des .Jahresarbeitsverdienstes 
entspricht der Vorschrift des § 575 Abs. 2 RVO. 

Dritter Abschnitt 

i Zu § 12 

j Auch bei den der Anpassung unterliegenden Renten 
der Rentenversicherung sind grundsätzlich die 
Ruhensvorschriften anzuwenden, wenn sie mit Ren- 
ten aus der Unfallversicherung Zusammentreffen 
(vgl. §§ 2 und 3). Damit wird verhindert, daß die 
Rentner, deren Renten angepaßt werden, ein höhe- 
res Gesamtrenteneinkommen erzielen, als die neu 
hinzutretenden Rentner erhalten können. 

Sind die Ruhensvorschriften entsprechend dem Ge- 
setz angewendet worden, so kann sich durch ihre 
erneute Anwendung das Gesamteinkommen aus den 
angepaßten Renten nicht mindern. 

Bis Anfang 1964 sind zunächst nicht in allen Fäl- 
len die Ruhensvorschriften angewendet worden. Bei 
ihrer nachträglichen Anwendung sind die Rentenver- 
sicherungsträger nicht einheitlich vorgegangen, so 
daß diese Renten unterschiedlich zum Ruhen 
gebracht worden sind. Um diesen Sondertatbestand 
zu regeln, hat der Gesetzgeber im 7. und 8. RAG 
vorgesehen, daß nach der Anwendung der Ruhens- 
vorschriften das Gesamteinkommen des Rentners 
nicht unter dem liegen dürfe, das er im Dezember 
1963 erhalten hat. Diese Regelung wird auch für 
den bereits vom 8. RAG erfaßten Personenkreis 
im 9. RAG übernommen. 

Im übrigen ist eine Besitzstandsregelung nur für die 
Renten vorgesehen, die ohne Anwendung der 
Ruhensvorschriften einer Höchstbegrenzung unter- 
liegen. 

Die Vorschrift entspricht wörtlich § 12 des 8. RAG. 
Zu Absatz 1 Satz 1 

Durch die Aufzählung der in Satz 1 genannten 
Rentenarten, bei denen die Besitzstandswahrung 
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eintreten kann, wird gleichzeitig klargestellt, auf 
welche Renten überhaupt die Ruhensvorschriften an- 
gewendet werden können. Ergibt die Summe der 
Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung und 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung — ohne 
Kinderzulage und ohne Kinderzuschuß — für De- 
zember 1963 einen höheren Betrag als die Summe 
der nach Anwendung der Ruhensvorschriften an sich 
zu zahlenden Renten, so ist die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung so zu erhöhen, daß 
sie die erstgenannte Summe erreicht, jedoch nur 
bis zur Höhe des Anspruchs aus der Rentenver- 
sicherung. Die Gewährung des Besitzstandes setzt 
eine „Anwendung" der Ruhensvorschriften voraus. 
Eine „Anwendung" im Sinne dieser Vorschrift liegt 
nur dann vor, wenn durch ihre Berücksichtigung ein 
Ruhen der Rente eingetreten ist. 

Zu Absatz 1 Satz 2 

Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß der nach Satz 1 geschützte Gesamtrentenbetrag 
auch bei einer Neuberechnung auf Grund einer 
Änderung der Bezüge nicht unterschritten werden 
kann. 

Zu § 13 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Januar bis 
Mai 1967 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der 
nach anderen Vorschriften zu erfolgenden Anrech- 
nung aus verwaltungstechnischen Gründen aus. 

Zu § 14 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
(Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Artikel 2 
§ 23 Abs. 3 KnVNG) nachgebildet. 


Absatz 2 grenzt die Befugnis des Versicherungsträ- 
gers bezüglich der nachträglichen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
Rechtssicherheit ab. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß auch im Rah- 
men des 9. Rentenanpassungsgesetzes eine Berich- 
tigung der Anpassungsmitteilung zugunsten des 
Versicherten möglich ist. 


C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 
Mehraufwendungen : 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 1117 Mio DM 

Rentenversicherung 

der Angestellten 584 Mio DM 

knappschaftliche 

Rentenversicherung 230 Mio DM 

Unfallversicherung 150 Mio DM 

zusammen ... 2 081 Mio DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 230 Mio DM 

für die knappschaftliche Rentenversicherung zu 
Lasten des Bundes. Von den Mehraufwendungen der 
Unfallversicherung gehen 20 Mio DM zu Lasten 
des Bundes, 2 Mio DM zu Lasten der Länder, 3 Mio 
DM zu Lasten der Gemeinden. Im übrigen werden 
die Mehraufwendungen von den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, der Angestellten und 
der gesetzlichen Unfallversicherung getragen. 
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Drucksache V/1001 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. In § 13 Abs. 1 

sind nach dem Wort „Jugendwohlfahrt", die 
Worte „sowie den Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz und 
entsprechenden Leistungen nach Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klären," 

einzufügen. 

Begründung 

Nach den bisherigen Vorschriften der Renten- 
anpassungsgesetze war sichergestellt, daß die 
Rentenerhöhungen auf die einkommensabhän- 
gigen Versorgungsbezüge einschließlich der 
Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz und Gesetzen, die das Bundesver- 
sorgungsgesetz für anwendbar erklären, für die 
Monate Januar bis einschließlich Mai unberück- 
sichtigt blieben. Infolge Änderung der Anrech- 
nungsbestimmungen durch das im Entwurf vor- 
liegende Dritte Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Kriegsopferrechts (3. NOG) — BR- 
Drucksache 370/66 — ist in § 13 des Entwurfs des 
9. RÄG das Bundesversorgungsgesetz nicht mehr 
aufgeführt. Da die vorgesehene Änderung der 
Änrechnungsbestimmungen im 3. NOG nicht die 
Kriegsopferfürsorge betrifft, soll durch die vor- 
geschlagene Ergänzung sichergestellt werden, 
daß die Rentenerhöhungen bei Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge und entsprechenden Leistun- 
gen nach Gesetzen, die das Bundesversorgungs- 


gesetz für anwendbar erklären, für den vorge- 
sehenen Zeitraum auch weiterhin unberücksich- 
tigt bleiben. 


2. In § 16 

ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Mit dem 1. Januar 1967 treten Artikel 2 § 36 
Abs. 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes, Artikel 2 § 35 Abs. 2 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 § 25 Abs. 2 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes außer 
Kraft." 

Begründung 

Nach § 5 nimmt der Sonderzuschuß ab 1. Januar 
1967 erstmalig an der Rentenanpassung teil. Es 
ist daher erforderlich, die Vorschriften der Ren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetze, die die 
Anpassung des Sonderzuschusses ausdrücklich 
ausschließen, mit Wirkung vom 1. Januar 1967 
außer Kraft zu setzen. Bereits in seiner Stellung- 
nahme zum Entwurf eines Siebenten Renten- 
anpassungsgesetzes (BT-Drucksache IV/2666 An- 
lage 2) hat der Bundesrat zum Ausdruck gebracht, 
daß mit einer Regelung über die Einbeziehung 
des Sonderzuschusses in die Rentenanpassung 
die Streichung der vorgenannten Vorschriften 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
verbunden sein muß. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nr. 2 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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